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An den Herrn 

Präsidenten! des Deutschen Bundestages 


Betr.: Finanzkraft der finanzschwachen Länder nach der 
Finanzreform 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Bremer, Dr. Pohle, 
Dr. Schmidt (Wuppertal), Krammig, Leicht, Dr. Ritz 
und Genossen 
— Drucksache VI/966 — 


Mit der Kleinen Anfrage wird die Bundesregierung um die 
Beantwortung der folgenden Fragen ersucht: 


1. Wie hat sich die Finanzkraft der finanzschwachen Länder im 
Vergleich zu der Zeit vor dem Inkrafttreten der Finanzreform 
im Jahre 1970 entwickelt, und wie wird sie sich voraussichtlich 
mittelfristig weiterentwickeln? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergebnis der Finanzre- 
form, soweit diese auf die Verbesserung der Finanzkraft der 
finanzschwachen Länder gerichtet war? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, in diese Beurteilung auch andere, 
die Leistungs- und vor allem Investitionskraft dieser Länder 
vermindernde Faktoren — wie z. B. die Hohe des Schulden- 
dienstes — einzubeziehen? ‘ 

4. Welche Folgerungen gedenkt die Bundesregierung aus diesem 
Ergebnis kurz- wie auch mittelfristig zu ziehen? 


Namens der Bundesregierung beantworte ich diese Fragen wie 
folgt: 

Durch die Änderung der Steuerverteilung und des Länderfi- 
nanzausgleichs im Zuge der Finanzreform wurde die Finanz- 
ausstattung der leistungsschwachen Länder sowohl qualitativ 
wie auch quantitativ verbessert. 

Einmal bewirkt die neue Steuerverteilung eine bessere Aus- 
stattung der leistungsschwachen Länder mit eigenen Steuer- 
einnahmen, indem 
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— der Länderanteil an der Umsatzsteuer nicht nach dem ört- 
lichen Aufkommen, sondern nach der Einwohnerzahl 
verteilt und 

— darüber hinaus bis zu 25 v. H. des Länderanteils an der 
Umsatzsteuer zur Vorwegauffüllung der Steuereinnah- 
nahmen der leistungsschwachen Länder verwendet wird. 

Darin liegt eine qualitative Verbesserung, wodurch der Finanz- 
ausgleich unter den Ländern in seinem Volumen reduziert wor- 
den ist 

Zum anderen wird durch die Intensivierung des Länderfinanz - 
ausgleichs nunmehr ein Ausgleich der Steuerkraft der aus- 
gleichsberechtigten Länder auf mindestens 95 v. H. der Aus- 
gleichsmeßzahl erreicht, während bis 1968 die Steuerkraft ledig- 
lich auf mindestens 91 v. H. der Ausgleichsmeßzahl angehoben 
wurde. 


Zu Frage 1 


1. Eine Vergleichsrechnung zwischen der bisherigen Regelung 
und der neuen Regelung auf der Basis der Iststeuem vom 
1. Oktober 1968 bis 30. September 1969 ergibt für die lei- 
stungsschwachen Länder folgende Steuermehreinnahmen: 


Bayern 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 

Saarland 


+ 243 Millionen DM 
+ 601 Millionen DM 
+ 383 Millionen DM 
+ 354 Millionen DM 
+ 207 Millionen DM. 


Das bedeutet eine Verbesserung der Ausstattung der lei- 
stungsschwachen Länder mit eigenen Steuereinnahmen um 
rund 1800 Millionen DM. Diese Zahl verdeutlicht die quali- 
tative Verbesserung in der Xustattung mit eigenen Steuer- 
einnahmen, sie besagt dagegen noch nichts über die Finanz- 
kraftverstärküng der leistungsschwachen Länder. Die Ver- 
besserung der eigenen Steuereinnahmen entlastet den Län- 
derfinanzausgleich, so daß sich die Einnahmen der leistungs- 
schwachen Länder aus dem Länderfinanzausgleich entspre- 
chend mindern. Erst die Zusammenfassung von geänderter 
Steuerverteilung und geändertem Finanzausgleich gibt da- 
her Aufschluß über die erzielte endgültige Verbesserung 
der Finanzkraft. 

Nach der Iststeuer 1. Oktober 1968 bis 3Ö. September 1969 
führen Neuregelung der Steuerverteilung und Intensivie- 
rung des Länderfinanzausgleichs zu Mehreinnahmen der 
leistungsschwachen Länder von insgesamt 651 Millionen DM, 
die sich wie folgt zusammensetzen: 
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Bayern 

Niedersadisen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 

Saarland 


+ 229 Millionen DM 
+ 194 Millionen DM 
+ 125 Millionen DM 
+ 56 Millionen DM 

+ 47 Millionen DM. 


(Die Kürzung der Bundeshilfen — Ergänzungszuweisungen 
und Sonderzu Weisungen — gegenüber der Regelung 1969 
ist in diesen Zahlen nicht berücksichtigt.) 


2. Im Rechnungsjahr 1970 werden nach der Schätzung vom 
6. Mai 1970 die Einnahmen der leistungsschwachen Länder 
aus Steuern und Finanzausgleich um durchschnittlich 16,9 
v. H. über ihren Einnahmen des Vorjahres liegen bei einer 
durchschnittlichen Steigerungsrate aller Länder von 13,4 
v. H. In diesen Steigerungsraten sind auch die Auswirkun- 
gen der allgemeinen günstigen Steuerentwicklung enthal- 
ten. Im einzelnen ergibt der Vergleich bei den leistungs- 
schwachen Ländern zwischen den von ihnen für 1969 gemel- 
deten Zahlen und den für 1970 geschätzten Werten folgen- 
des Bild: 


Bayern 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 

Saarland 


+ 1166 Millionen DM =* + 15,4 v. H. 
+ 856 Millionen DM =» + 17,1 v. H. 
+ 533 Millionen DM =» + 21,3 v. H. 
+ 322 Millionen DM =* + 17,4 v. H. 
+ 138 Millionen DM - + 15,9 v. H. 


Als Ergebnis der Finanzreform liegt in diesem Jahr die Stei- 
gerungsrate bei jedem der leisungsschwachen Länder über 
der durchschnittlichen Steigerungsrate aller Länder von 
13,4 v. H. 


3. Bei dieser Betrachtung dürfen auch die Mehreinnahmen der 
Gemeinden aus der Gemeindefinanzreform (Gemeindeanteil 
an der Einkommensteuer abzüglich Gewerbesteuerumlage) 
nicht ausgeklammert werden. Insgesamt wird die Reform 
den Gemeinden im Rechnungsjahr 1970 Mehreinnahmen 
von rund 2600 Millionen DM bringen. Davon entfallen auf 
die leistungsschwachen Länder folgende Beträge: 


Bayern 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 

Saarland 


+ 444 Millionen DM 
+ 208 Millionen DM 
+ 89 Millionen DM 

+ 101 Millionen DM 
+ 40 Millionen DM. 


4. Die weitere Entwicklung der Finanzkraft der leistungs- 
schwachen Länder wird wesentlich von der Wirtschaftsent- 
wicklung und der dadurch bedingten Entwicklung der 
Steuereinnahmen abhängen. Die für 1970 geschätzten 
Steuereinnahmen der Länder werden um ca. 13,4 v. H. über 
den Iststeuem des Vorjahres liegen, während beim Bund 
die Steigerungsrate nur 10,4 v, H. betragen wird, Auch in 
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den folgenden Jahren werden die Steuereinnahmen bei den 
Ländern stärker steigen als beim Bund. Für die Jahre 1971 
bis 1974 beläuft sich nach der Schätzung vom 6. Mai 1970 
die durchschnittliche jährliche Zuwachsrate der Steuerein- 
nahmen bei den Ländern auf 7,8 v. H., beim Bund dagegen 
nur auf 6,3 v. H. (Basis 1970). 


Zu Frage 2 

Bei der Neuordnung der Finanzverfassung entwickelten sich 
die Steueraufteilung auf die Länder und der Finanzausgleich 
bekanntlich zu einem der Kernpunkte der Auseinandersetzun- 
gen. Die jetzt geltende Regelung ist das Ergebnis eines zwi- 
schen den gesetzgebenden Körperschaften gefundenen Kom- 
promisses. 


Eine über die jetzige Regelung hinausgehende Verstärkung der 
Finanzkraft der leistungsschwadien Länder wäre erreicht wor- 
den, wenn die Steuereinnahmen dieser Länder durch Aus- 
gleichsleistungen auf einen höheren Satz als 95 v. H. der Aus- 
gleichsmeßzahl aufgefüllt werden könnten. Eine Verbesserung 
hätte sich auch ergeben, wenn die Steuern der Gemeinden bei 
der Berechnung des Länderfinanzausgleichs nicht lediglich 
— wie bisher — nur zur Hälfte, sondern voll berücksichtigt wür- 
den. Damit wäre die in der Neuregelung enthaltende Diskre- 
panz zwischen der nominell und der effektiv erzielten Aus- 
gleichswirkung weitgehend abgebaut worden. Es ist zu beden- 
ken, daß bei der derzeitigen Regelung die Steuern der leistungs- 
schwachen Länder je Einwohner zwar nominell auf mindestens 
95 v. H. der Ausgleichsmeßzahl aufgefüllt werden, daß aber 
unter voller Einbeziehung der Gemeindesteuern in den Ver- 
gleich die Steuereinnahmen je Einwohner dieser Länder (nach 
Finanzausgleich) 95 v. H. des Länderdurchschnitts nicht errei- 
chen. So werden 1970 (nach der Steuerschätzung vom 6. Mai 
1970) die Steuereinnahmen nach Finanzausgleich von 


Bayern 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 

Saarland 

des Länderdurchschnitts erreichen. 


94,9 v. H. 
91,5 v. H. 
91,5 v. H. 
91,4 v. H. 
93,8 v. H. 


Wenn die Erwartungen der leistungsschwachen Länder auch 
nicht erfüllt worden sind, kann doch nicht bestritten werden, 
daß die Finanzreform eine beachtliche Stärkung der Finanz- 
kraft der leistungsschwachen Länder bewirkt, wie in der Ant- 
wort zu Frage 1 dargelegt ist. 


Zu Frage 3 

Der Finanzausgleich unter den Ländern ist auch nach seiner 
Neugestaltung grundsätzlich ein Steuerkraftausgleich, der nur 
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beschränkt über Steuerkraftunterschiede hinaus noch Bela- 
stungsunterschiede kennt. Im Gesetz über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern vom 28. August 1969 sind in § 7 
Abs. 3 und 4 Sonderbelastungen (aus der Unterhaltung und 
Erneuerung der Seehäfen Bremen, Bremerhaven, Hamburg und 
Emden) und übermäßige Belastungen (laufende Kosten der 
Universität Saarbrücken und Verwaltungskosten in Rheinland- 
Pfalz für die Wiedergutmachung) berücksichtigt. Das Problem 
der Sonderlasten bedarf einer grundlegenden Überprüfung, 
doch ist die Einbeziehung von die Leistungs- und Investitions- 
kraft der Länder vermindernden Faktoren wie z. B. des Schul- 
dendienstes in eine solche Sonderregelung als Sonderbelastung 
nicht zu erwarten, weil sonst der Begriff der Sonderbelastungen 
eine kaum abgrenzbare Ausweitung erfahren müßte. 

Solche Faktoren werden selbstverständlich bei der Feststellung 
der Deckungsbedürfnisse der Ländergesamtheit für die Fest- 
setzung der Anteile von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer 
jeweils berücksichtigt, können aber kein eigenständiges Krite- 
rium für etwaige zusätzliche Leistungen des Bundes an die lei- 
stungsschwachen Länder sein. Ohne die Unterschiede in der 
Prokopf-Verschuldung und im Schuldendienst der einzelnen 
Länder zu verkennen, sollte im übrigen nicht durch isolierte 
Betrachtung einzelner Belastungsfaktoren das positive Gesamt- 
ergebnis der Finanzreform gemindert werden. 

Zu Frage 4 

Bekanntlich hat die Neuregelung des Länderfinanzausgleichs 
(Gesetz vom 28. August 1969) nicht die Zustimmung der 
leistungsschwachen Länder Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, 
Schleswig-Holstein und Saarland gefunden, die ihre Erwartun- 
gen nicht voll erfüllt sahen. Die Mehrheit der Länder war aber 
nach eingehender Abwägung aller die Finanzsituation der 
leistungsschwachen Länder bestimmenden Faktoren der Auf- 
fassung, daß kein Grund bestehe, über die gefundene Neure- 
gelung hinauszugehen. 

Die Bundesregierung hält es für verfrüht, so kurz nach der 
Reform, d. h. ohne während eines längeren Zeitraumes die 
Finanzentwicklung der leistungsschwachen Länder beobachtet 
zu haben, eine Neuregelung in Aussicht zu nehmen. Keinesfalls 
hält sie es mit dem Aufträge des Artikel 107 des Grundgesetzes 
vereinbar, wenn versucht wird, wegen mangelnder Bereitschaft 
der Mehrheit der Bundesländer, den Finanzausgleich über die 
jetzige Neuregelung hinaus zu verbessern, den Bund ersatz- 
weise — sei es über Ergänzungszuweisungen oder über Investi- 
tionshilfen — in Anspruch zu nehmen. Artikel 107 GG sieht 
lediglich subsidiär die Möglichkeit vor, daß der Bund aus seinen 
Mitteln leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur ergän- 
zenden Deckung ihres allgemeinen Finanzbedarfs gewährt. Die- 
ser Grundsatz darf auch nicht durch ein Ausweichen auf Artikel 
104 a GG umgangen werden. 
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Was die Leistungen des Bundes betrifft, sollte nicht übersehen 
werden, daß der Bund neben den für 1970 und 1971 vorgese- 
henen jährlich 100 Millionen DM Ergänzungszuweisungen seine 
Haushaltsmittel für Maßnahmen zur Förderung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur 1970 gegenüber den früheren Ansätzen um 
125 Millionen DM erhöht hat. Diese Mittel kommen vorwiegend 
den finanzschwachen Ländern zugute. 

Außerdem ergibt sich durch das Investitionszulagengesetz eine 
ins Gewicht fallende Verstärkung der regionalen Wirtschafts- 
förderung. 

Diese wesentliche Verstärkung der regionalen Wirtschaftsför- 
derung neben der günstigen Steuerentwicklung der Länder hat 
die Bundesregierung, wie in ihrer Gegenäußerung zur Stellung- 
nahme des Bundesrates zum Entwurf des Haushaltsgesetzes 
1970 dargelegt, veranlaßt, dem Wunsch der Länder nach Zuwei- 
sungen gemäß Artikel 104 a Abs. 4 GG für Strukturmaßnahmen 
zur Steigerung der Wirtschaftskraft nicht zu folgen. 


Möller 



